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Zweite Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Anderung der
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz
(2. PStG-VwV-AndVwV)

Das Bundeskanzleramt hat mit Schreiben vom 7. Juni 2021 zu der oben genannten
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Folgendes mitgeteilt:

Die mit Schreiben der Bundeskanzlerin an den Prasidenten des Bundesrates vom
12. Mai 2021 ibersandte, im Betreff genannte Allgemeine Verwaltungsvorschrift
(BR-Drs. 409/21) enthélt eine offenbare Unrichtigkeit.

Die Aufzahlung in Nr. 50 (Nr. 76.3.3 Buchst. e) ist statt mit "1. - 4." fehlerhaft mit
"5. - 8." angegeben. Es handelt sich um einen redaktionellen Fehler, die fehlerhafte
Aufzéhlung in Nr. 50 befindet sich auf den Seiten 17 und 18 der Bundesrats-
Drucksache 409/21.

Es wird gebeten, dieses im Wege einer Berichtigungsdrucksache zu korrigieren, die
zu &ndernden beiden Seiten liegen als Anlage bei.
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Die bisherige Nummer 75.3.3 wird Nummer 75.1.3.

50. Nummer 76 wird wie folgt geandert:

a)

b)

d)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

"76 Zu 8§ 76 PStG Fortfuhrung, Benutzung und Aufbewahrung der Altregister”
Nummer 76.1.2 wird wie folgt gefasst:

"76.1.2

Sind Folgebeurkundungen in einem papiergebundenen Register vorzunehmen,
soll der betreffende Personenstandseintrag zunachst elektronisch nacherfasst und
die Folgebeurkundung im Zusammenhang mit der Nacherfassung angebracht wer-
den, es sei denn, der Dienstbetrieb des Standesamts lasst dies nicht zu. Fir Folge-
beurkundungen, die in papiergebundenen Registern vorgenommen werden, sind
die Erlauterungen zu den Nummern 16, 27 und 32 zu beachten. Vor dem 1. Januar
2009 eingetragene Randvermerke sind bei der Nummernfolge einer weiteren
Folgebeurkundung zu beriicksichtigen."

Nummer 76.2.1 wird wie folgt gefasst:
"76.2.1

Wird ein beglaubigter Registerausdruck aus einem papiergebundenen Register
beantragt oder angefordert, so soll der Personenstandseintrag zunéachst elektro-
nisch nacherfasst und der Registerausdruck aus dem elektronischen Personen-
standsregister ausgestellt werden, es sei denn, der Dienstbetrieb des Standes-
amts lasst dies nicht zu. Wird das papiergebundene Register fur die Ausstellung
eines beglaubigten Registerausdrucks verwendet, so wird eine beglaubigte Ab-
schrift des Personenstandseintrags maoglichst durch Ablichtung hergestellt; dies
gilt nicht, wenn die Ablichtung den an eine Urkunde zu stellenden Anforderungen
an die Lesbarkeit nicht gerecht wird. Werden beglaubigte Abschriften auf Vordru-
cken ausgestellt, missen diese dem Wortlaut des Registereintrags entsprechen.
Personenstandsurkunden aus diesen Registern nach § 55 Absatz 1 Nummern 2
bis 5 des Gesetzes sind auf den nach den Anlagen 6 bis 9 der Personenstands-
verordnung vorgeschriebenen Formularen auszustellen."

An Nummer 76.2.4 wird folgender Satz angeflgt:

"Wird bei der Ausstellung einer beglaubigten Abschrift festgestellt, dass der Name
des Ortes, in dem ein beurkundeter Personenstandsfall eingetreten ist, zwischen-
zeitlich gedndert worden ist, ist bei Orten im Inland der neue Name des Ortes und
des Standesamts im Beglaubigungsvermerk anzugeben."

Nummer 76.3.1 wird wie folgt gefasst:

"76.3.1

Fur die Nacherfassung von Eintrégen aus papiergebundenen Registern gilt Num-
mer 75 entsprechend. Soweit es der Dienstbetrieb im Standesamt zul&sst, soll die
Nacherfassung von Eintrdgen aus papiergebundenen Registern im Einzelfall erfol-

gen, wenn

1. eine Folgebeurkundung im Personenstandseintrag erforderlich ist,
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f)

2. die Ausstellung einer Personenstandsurkunde aus dem Personenstandsein-
trag beantragt oder angefordert wird,

3. die Daten des Personenstandseintrags durch Datenabruf eines anderen Stan-
desamts oder einer anderen Behorde angefordert werden,

4. auf den Personenstandseintrag eines anderen Standesamts durch Datenab-
ruf und Datenanfrage zugegriffen werden soll.”

Nach Nummer 76.3.4 wird folgende Nummer 76.3.5 eingeflgt:
"76.3.5

Wurde ein Familienbuch neu angelegt, werden bei der Ubertragung in das elekt-
ronische Personenstandsregister die Daten zum Ort und Tag der Eheschlie3ung
aus dem ursprunglichen Familienbuch (Heiratseintrag) eingetragen; die Angaben
zum Ort und Tag der Beurkundung sowie zur Urkundsperson werden dem neu
angelegten Familienbuch entnommen."”

51. Nummer 78 wird aufgehoben.

52. Die Anlage 1 wird wie folgt geandert:

53.

a)

Nach Nummer 3.4 wird folgende Nummer 3.5 eingefigt:

"3.5 Neubestimmung der Reihenfolge der Vornamen".

Die Anlage 2 wird wie folgt geandert:

a)

b)

d)

e)

f)

9)

Nach Nummer 2.10 wird folgende Nummer 2.11 eingefigt:

"2.11 Annahme eines minderjahrigen Kindes des nichtehelichen Partners, § 1766a
BGB".

Die bisherigen Nummern 2.11 bis 2.26 werden zu den Nummern 2.12 bis 2.27.
Nach Nummer 3.13 wird folgende Nummer 3.14 eingeflgt:

"3.14 Anderung des Geburtsnamens durch Bindungswirkung".

Die bisherigen Nummern 3.14 bis 3.18 werden zu den Nummern 3.15 bis 3.19.
Nach der neuen Nummer 3.19 wird folgende Nummer 3.20 angefugt:

"3.20 Nachtragliche Rechtswahl und Namensfiuhrung des Kindes".

Nummer 4.6 wird wie folgt gefasst:

"4.6 Nachtragliche Ermittlung des Personenstandes".

Nach der Nummer 4.6 wird folgende Nummer 4.7 angefugt:

"4.7 Neubestimmung der Reihenfolge der Vornamen".
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	Zweite Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz
	Artikel 1
	Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz
	Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. März 2010 (BAnz. Nr. 57a vom 15. April 2010), geändert durch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrif...
	1. Die Inhaltsübersicht Allgemeiner Teil wird wie folgt geändert:
	2. Die Inhaltsübersicht Besonderer Teil wird wie folgt geändert:
	3. In Nummer A 1.3.4 wird Satz 1 gestrichen.
	4. Nummer A 1.3.5 wird wie folgt gefasst:
	5. In Nummer A.1.3.7 wird nach der Angabe „Artikel 47“ die Angabe „und Artikel 48“ eingefügt.
	6. Nummer A 2.1.4 wird wie folgt gefasst:
	7. In Nummer A 3.2.2 werden die Wörter „im Register und“ gestrichen.
	8. In Nummer A 4.1.2 wird folgender Satz angefügt:
	9. Nummer A 5.3 wird wie folgt gefasst:
	10. Die bisherige Nummer A 5.3 wird mit ihren Unternummern A 5.4.
	11. Nummer A 6.2 wird wie folgt geändert:
	12. Nummer A 7.1. wird wie folgt gefasst:
	13. In Nummer 5.2.3 Satz 3 werden die Wörter „oder vor dem 1. Januar 1977 in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet“ gestrichen und die Wörter „Mitteilung an das Amtsgericht Schöneberg (Hauptverzeichnis für Testamente)“ durch die Wör...
	14.  Nummer 6.1 wird wie folgt gefasst:
	15. Nummer 7 wird wie folgt geändert:
	16.  Nummer 8 wird wie folgt geändert:
	17. An Nummer 9.1 werden folgende Sätze angefügt:
	18. In Kapitel 3, Abschnitt 1 wird vor Nummer 12 folgende Nummer 11 eingefügt:
	19. Nummer 12 wird wie folgt geändert:
	20. Nummer 13 wird wie folgt geändert:
	21. Nummer 14 wird wie folgt geändert:
	22. Nummer 16 wird wie folgt geändert:
	23.  Kapitel 4 wird wie folgt gefasst:
	24. Nach Nummer 18.2.7 wird folgende Nummer 18.2.8 eingefügt:
	25. Nummer 21 wird wie folgt geändert:
	26. Nummer 22.2 wird wie folgt gefasst:
	27. In Nummer 26.2 wird das Semikolon durch einen Punkt ersetzt und der nachfolgende Halbsatz gestrichen.
	28. Nummer 27 wird wie folgt geändert:
	29. An Nummer 28.2 wird folgender Satz angefügt:
	30. Nummer 29.3 wird wie folgt gefasst:
	31. Nummer 31 wird wie folgt geändert:
	32. An Nummer 32.1.2 wird folgender Satz angefügt:
	33. Nummer 34 wird wie folgt geändert:
	34. Nummer 36 wird wie folgt geändert:
	35. Nach Nummer 39.5 wird folgende Nummer 39.6 eingefügt:
	36. Nummer 43.3 wird wie folgt geändert:
	37. Nummer 44.2.1 wird wie folgt geändert:
	38. Nach Nummer 45 wird folgende Nummer 45a eingefügt:
	39. Nach Nummer 45a wird folgende Nummer 45b eingefügt:
	40. In Nummer 50 wird die Angabe „10820“ durch die Angabe „10823“ ersetzt.
	41. Nummer 55 wird wie folgt geändert:
	42. Nummer 57 wird wie folgt geändert:
	43. Nummer 59.2.2 wird aufgehoben.
	44. In Nummer 64.1.1 Satz 2 werden nach dem Wort "Sicherungsregister" die Wörter „und gegebenenfalls in ein papiergebundenes Namenverzeichnis“ eingefügt.
	45. In Nummer 65.7 Satz 2 wird das Wort „Innern“ die Wörter „Innern, für Bau und Heimat“ ersetzt.
	46. An Nummer 67 wird folgender Satz angefügt:
	47. Nummer 68 wird wie folgt geändert:
	48. In der Überschrift zu Kapitel 10 wird nach dem Wort "Bußgeldvorschriften" die Angabe „, Besonderheiten“ eingefügt.
	49. Nummer 75 wird wie folgt geändert:
	50. Nummer 76 wird wie folgt geändert:
	51. Nummer 78 wird aufgehoben.
	52. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:
	53. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:


	Artikel 2
	Bekanntmachungserlaubnis
	Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat kann den Wortlaut der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz (PStG-VwV) in der vom Datum des Inkrafttretens nach Artikel 3 an geltenden Fassung im Bundesanzeiger bekannt machen.

	Artikel 3
	Inkrafttreten
	Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft.
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